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Kurzprotokoll Nr. 46 vom 07. Januar 2015 

 

Vorsitz Sonja Wiesmann Schätzle, Grossratspräsidentin, Wigoltingen 

Anwesend 119 Mitglieder 

Ort  Rathaus Weinfelden 
 
1. Ersatzwahl eines Mitgliedes der Justizkommission für den Rest der Amtsdauer 

(12/WA 64/321). Als Ersatz für das aus der Justizkommission zurückgetretene Rats-
mitglied Brigitta Hartmann, Weinfelden, wird Kantonsrätin Regina Rüetschi, Frauenfeld, 
mit grosser Mehrheit in die Justizkommission gewählt. 

 
2. Gesetz betreffend die Änderung des Gesetzes über die tertiäre Bildung (Tertiär-

bildungsgesetz) vom 24. Oktober 2001 (12/GE 18/260) (Redaktionslesung, Schluss-
abstimmung). Die Vorlage passiert die Redaktionslesung ohne Diskussion. In der 
Schlussabstimmung stimmt der Rat dem Gesetz mit 116:0 Stimmen zu. Das Behörden-
referendum wird nicht ergriffen. Das Gesetz unterliegt der fakultativen Volksabstim-
mung. 

 
3. Petition "Keine Bohrung ohne Gesetz! Keine Bohrung ohne Haftung! Keine Boh-

rung ohne Versicherung!" vom 3. April 2014 (12/PE 3/302) (Diskussion). Der Rat 
nimmt vom Bericht der Justizkommission Kenntnis und diskutiert darüber. Gemäss 
§ 54 der Geschäftsordnung des Grossen Rates wird das Ergebnis den Petenten durch 
Protokollauszug zur Kenntnis gebracht. 

 
4. Motion von Stephan Tobler vom 22. Januar 2014 "Einsprache- und Anhörungs-

verfahren für Verkehrsanordnungen" (12/MO 26/204) (Beantwortung, Diskussion, 
Beschlussfassung). Der Regierungsrat beantragt, die Motion nicht erheblich zu erklä-
ren. Nach Diskussion im Rat wird die Motion mit 59:49 Stimmen erheblich erklärt. Das 
Geschäft geht an den Regierungsrat zur Ausarbeitung der Botschaft an den Grossen 
Rat. 

 
5. Motion von Stephan Tobler vom 4. Dezember 2013 "Aufhebung Genehmigungs-

pflicht Abwassergebühren" (12/MO 22/189) (Beantwortung, Diskussion, Beschluss-
fassung). Der Regierungsrat beantragt, die Motion nicht erheblich zu erklären. Nach 
Diskussion im Rat wird die Motion mit 56:49 Stimmen nicht erheblich erklärt. 

 
6. Interpellation von Max Brunner vom 26. März 2014 "KESB im Thurgau: eine ziel-

führende Umsetzung des Bundesrechts?" (12/IN 20/237) (Beantwortung). Der In-
terpellant beantragt Diskussion, die mit grosser Mehrheit beschlossen wird. 
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Zur Veröffentlichung 
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